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Entwicklungspolitik
OTTO SCHMUCK

Die Rahmenbedingungen für die gemeinschaftliche Entwicklungspolitik haben
sich 1983 spürbar verschlechtert. Die anhaltend ungünstige Ernährungslage
vieler, vor allem schwarzafrikanischer Staaten1, wachsende Verschuldungspro-
bleme2 und auch die seit 1980 anhaltend niedrigen Weltmarktpreise für viele
agrarische Rohstoffe3 führten zu einer verzweifelten Lage vieler Entwicklungs-
länder. Gleichzeitig brachten die weltweiten Nord-Süd-Konferenzen kaum An-
näherungen der festgefahrenen Positionen: UNCTAD VI, mit erheblichem
Aufwand vom 6. Juni bis zum 3. Juli 1983 in Belgrad durchgeführt, wurde von
Beobachtern übereinstimmend als Fehlschlag bewertet4. Aufgrund der restrik-
tiven Haltung der Vereinigten Staaten kam eine für 1983 vorgesehene Mittel-
aufstockung der Internationalen Entwicklungsorganisation (IDA) nicht in der
vorgesehenen Höhe zustande, so daß den begünstigten, sehr armen Ländern
für den Dreijahreszeitraum von 1984 - 1987 statt der geplanten 12 nur 9 Mrd.
US-Dollar zur Verfügung stehen5. Auch die Gemeinschaft zeigte sich aufgrund
eigener Schwierigkeiten nicht dazu in der Lage, den gestiegenen Hilfeanforde-
rungen der Entwicklungsländer vermehrt zu entsprechen.

Die herausragenden Ereignisse der EG-Entwicklungspolitik 1983

— Der Paritätische Auschuß und die Beratende Versammlung AKP/EWG be-
rieten im Februar und September in Kingston/Jamaika bzw. in West-Berlin
über die aktuellen Probleme der Zusammenarbeit und über die anstehenden
Neuverhandlungen zu einem Nachfolgeabkommen von Lome II6. Beide
Themen standen auch bei der Tagung des Ministerrats AKP-EWG am 19.
und 20. Mai in Brüssel auf der Tagesordnung. Wenig positive Ergebnisse
brachte aus AKP-Sicht die lange erwartete Sondersitzung des Ministerrats
über die Probleme des STABEX-Systems am 19. Mai. Dieses System dient
der Stabilisierung der Erlöse für agrarische Rohstoffe. Die EG zeigte sich
nicht zur nachträglichen Finanzierung der 1980/81 aufgetretenen Deckungs-
lücken bereit7.

— Bei der 4. Ministertagung EG-ASEAN behandelten die Außenminister der
beiden Regionalzusammenschlüsse Ende März wirtschaftliche und politi-
sche Fragen von gemeinsamem Interesse, wie das Flüchtlingsproblem in
Kamputschea, die Lage im Nahen Osten und in Afghanistan und die Aus-
sichten für UNCTAD VI8.
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— Die sechste UNCTAD-Konferenz fand vom 6. Juni bis zum 3. Juli 1983 in
Belgrad statt. Trotz gründlicher Vorbereitung konnte die Gemeinschaft kei-
ne Führungsrolle übernehmen, ein Interessenausgleich zwischen Industrie-
und Entwicklungsländern kam nicht zustande9.

— Nach jahrelangen internen Diskussionen präzisierte der Rat am 15. Novem-
ber die Prinzipien der EG-Nahrungsmittelhilfe. Oberstes Ziel bei der Ver-
gabe ist demnach die langfristig anzustrebende Selbstversorgung der Emp-
fängerländer; die gelieferten Produkte sollen den Nahrungsmittelgewohn-
heiten der Begünstigten entsprechen10.

— Das zentrale entwicklungspolitische Ereignis des Jahres 1983 war jedoch am
6. Oktober der Verhandlungsbeginn zu einem Nachfolgevertrag für Lome
II, das im Februar 1985 ausläuft11. Allgemein wird mit zähen und langan-
dauernden Verhandlungen gerechnet.

Die Neuorientierung der EG-Entwicklungspolitik
Das Memorandum der Kommission vom 5. 10. 1982 zur gemeinschaftlichen
Nord-Süd-Kooperation (,Pisani-Memorandum') wurde 1983 von allen Gemein-
schaftsinstitutionen ausführlich diskutiert12. Die kritische Einschätzung des
Momorandums zu den Ergebnissen der bisherigen Zusammenarbeit fand weit-
gehende Zustimmung. Die daraus gezogenen Schlußfolgerungen wurden je-
doch von Rat und Parlament nicht in allen Punkten mitgetragen. Auf eine posi-
tive Resonanz stießen insbesondere die vorgeschlagene verstärkte Prioritäten-
setzung im ländlichen Raum, das Prinzip des Politikdialogs und auch das Kon-
zept der Nahrungsmittelstrategien, zu dessen Erprobung in Kenia, Mali, Ruan-
da, und Sambia derzeit Pilotprogramme durchgeführt werden. Die bisherige
Praxis der EG-Nahrungsmittelhilfe, mit Ausnahme der Katastrophenhilfe,
stieß in der Gemeinschaft auf zunehmende Kritik13. Möglicherweise bietet die
neue Politik der Nahrungsmittelstrategien die Gewähr für die Einbettung der
Hilfe in eine Gesamtstrategie. Verschiedene Mitgliedstaaten signalisierten ih-
ren Widerstand gegen die vorgeschlagene Verdopplung des EG-Anteils an de-
ren gesamten Entwicklungshilfeleistungen. Wenig Gegenliebe fand bei einigen
EG-Staaten und auch beim Parlament der Vorschlag, das neue Abkommen oh-
ne zeitliche Befristung abzuschließen14.

Besonderes Interesse erregte der von der Kommission ins Gespräch gebrach-
te ,Politikdialog' zwischen Gemeinschaft und Entwicklungsländern über die
einzuschlagende Entwicklungsstrategie und die sich hieraus für beide Seiten er-
gebenden Verpflichtungen. Verschiedene Mitgliedstaaten, wie auch die Bun-
desrepublik Deutschland unterstützten diesen Neuansatz nachdrücklich, da
hier eine erfolgversprechende Alternative zur bislang erfolglosen staatlichen
Entwicklungspolitik nach dem Gießkannenprinzip gesehen wurde15. Der zu-
ständige EG-Kommissar Edgard Pisani hatte in seinem Memorandum vom Ok-
tober 1982 ausgeführt, nach der paternalistischen Haltung der 50er und 60er
und der neutralistischen Haltung der 70er Jahre müsse heute zur Sicherstellung
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der angestrebten Ziele ein offener Dialog zwischen souveränen und gleichbe-
rechtigten Partnern gesucht werden16. Daß dies nicht immer leichtfällt, wurde
bei den ersten Realisierungsversuchen der neuen Methode deutlich: Die ehe-
maligen Kolonien zeigten sich gegenüber vermeintlichen oder tatsächlichen
Eingriffen der Europäer in ihre staatliche Souveränität und Entwicklungspla-
nung als sehr sensibel.

In der Tat ist der Grat schmal zwischen ,Politikdialog' und politischer Bevor-
mundung. In einer Zeit, in der verschiedene Industriestaaten verstärkt dazu
übergehen, ihre Entwicklungshilfe nach einem ideologischen Freund-Feind-
Schema zu vergeben, kann die Methode des Politikdialogs sehr leicht zur
Durchsetzung einer Wirtschafts- und Sozialpolitik nach den Vorstellungen der
Finanzgeber mißbraucht werden. Diese Gefahren sehen auch die Entwick-
lungsländer. Bei mehreren Gelegenheiten erläuterte Kommissar Pisani sein
Konzept und bemühte sich um die Ausräumung vorhandener Mißverständnis-
se. Dabei wies er auf den durch ausbleibende Erfolge bewirkten Wandel der
gemeinschaftlichen Zusammenarbeit von der Projekthilfe zur Programmhilfe
und schließlich zur globalen Unterstützung der nationalen Entwicklungspoliti-
ken im Rahmen des Politikdialogs hin17. Wegen seiner Mißverständlichkeit
schlug er vor, den Begriff Politikdialog durch den Terminus „Dialog über Ent-
wicklungsstrategien" zu ersetzen, ohne dadurch die intendierten Ziele aller-
dings zu verändern18.

Heute liegen erste Ergebnisse über die neuen Instrumente und Methoden
vor. Seit 1982 wurden die mit vier schwarzafrikanischen Ländern vereinbarten
Pilotprogramme mit unterschiedlichem Erfolg durchgeführt19. Besonders im
Falle Malis konnten dabei positive Resultate erzielt werden, den dortigen
Kleinbauern wurden fortschrittlichere Anbaumethoden vermittelt, die zu hö-
heren Ernteerträgen führten. Nach Überwindung gewisser Anlauf Schwierigkei-
ten verläuft nach den vorliegenden Berichten heute auch der Politikdialog mit
Ruanda und Kenia zufriedenstellend, während die Anwendung in Sambia auf
ernsthafte Schwierigkeiten stieß. Nach EG-Meinung bieten die dortigen Staats-
farmen den Landarbeitern in zu geringem Maße Anreize zur Leistungssteige-
rung20. Gerade das Beispiel Sambia zeigt, daß ,Politikdialog' in letzter Konse-
quenz das Infragestellen der inneren Sozialstrukturen und des politischen
Selbstverständnisses implizieren kann.

Das dritte Anwendungsjahr von Lome II

In den verschiedenen Konferenzen der Organe AKP-EWG wurde die zuneh-
mende Enttäuschung der AKP-Seite über die Ergebnisse der Zusammenarbeit
deutlich. Der Botschafter der Fidschi-Inseln J.D.V. Cavalevu rechnete als Be-
richterstatter der Beratenden Versammlung AKP-EWG seinen europäischen
Verhandlungspartnern vor, daß aufgrund von Inflation und Ausweitung der
Zahl der AKP-Staaten von 46 auf 63 die im Rahmen von Lome II verfügbaren
jährlichen Finanzmittel pro Einwohner real 20 % unter den Mitteln von Lome I
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liegen21. Als noch alarmierender werden die Ergebnisse der handelspolitischen
Zusammenarbeit gewertet: Hatte die Handelsbilanz EWG-AKP 1979 und 1980
noch ein deutliches Plus für die AKP-Länder aufgewiesen, so erwirtschafteten
sie 1981 und 1982 ein Defizit von 2,2 bzw. 0,4 Mrd. ERE22. Gleichzeitig ging
die Bedeutung des AKP-Anteils am EG-Gesamthandel beständig zurück, z.B.
sank der AKP-Importanteil der Gemeinschaft von 7,0% 1980 auf 5,4% 1981
und 5,5% 198223.

Diese negative Ergebnisbilanz belastete die Arbeit der AKP-EWG-Institu-
tionen 1983 in erheblichem Ausmaß, zumal die EG-Seite bezüglich der in den
Anwendungsjähren 1980 und 1981 aufgetretenen Probleme mit dem STABEX-
System wenig Konzessionsbereitschaft zeigte. In beiden Problemjahren konn-
ten die anerkannten ST ABEX-Anträge nur jeweils etwa zur Hälfte ausbezahlt
werden, so daß die Glaubwürdigkeit des Systems insgesamt nicht unerheblich
litt. Bei der Sondersitzung des AKP-EWG-Ministerrats zu dieser Frage vertrat
die EG am 19. 5. 1983 die Position, das einvernehmlich festgelegte System habe
nur beschränkten Haftungscharakter und lehnte eine weitere Mittelaufstok-
kung ab. Da die schlechten Ertragsjahre 1980/81 derzeit die Referenzperiode
zur Berechnung etwaiger Defizite mitbestimmen, sank die Referenzmarge in
erheblichem Umfang. Daher konnten alle Ansprüche für 1982 befriedigt wer-
den und auch für 1983 dürften die Mittel ausreichend sein24.

Erhebliche Bedeutung in der Lome-Kooperation kam auch 1983 dem südli-
chen Afrika zu25. Regelmäßig drängte die AKP-Seite auf Sanktionen gegen-
über der Republik Südafrika, auf die baldige Unabhängigkeit Namibias und auf
eine verstärkte Hilfeleistung der EG an die sogenannten Frontstaaten. Bei
mehreren Gelegenheiten sagten EG-Repräsentanten der Koordinationskonfe-
renz südafrikanischer Staaten (SADCC) eine besondere Unterstützung zu26.
Auf Unverständnis und Kritik stieß bei der Jahrestagung der Beratenden Ver-
sammlung AKP-EWG im September in West-Berlin der private Informations-
besuch von vier Europa-Parlamentariern nach Angola, in dessen Verlauf die
Abgeordneten die Lager der oppositionellen UNITA besucht hatten27. Auf-
grund der sich zu Beginn des Jahres 1984 abzeichnenden Annäherung zwischen
der Republik Süd-Afrika und deren Nachbarstaaten^Tdürfte die Thematik
„südliches Afrika" in der zukünftigen Zusammenarbeit an Brisanz verlieren.

Die Verhandlungen über Lome III
Am 6. Oktober 1983 wurden in Luxemburg die Verhandlungen zu einem neuen
Abkommen des Typs Lome aufgenommen29. Aufgrund der unterschiedlichen
Einschätzungen beider Seiten über die bisherigen Kooperationsergebnisse wer-
den komplizierte Verhandlungen erwartet, wenn auch niemand ernsthaft mit
einem Scheitern rechnet.
Folgende Verhandlungsziele der AKP-Staaten wurden deutlich:
— spürbare Erhöhung der bereitzustellenden Finanzhilfe,
— grundlegende Reformierung des STABEX-Systems30,
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— umfassende Maßnahmen zur Ausweitung der beiderseitigen Handelsbezie-
hungen.

Die EG setzt sich dagegen für eine weitgehende Beibehaltung der bestehenden
Abmachungen bei einigen Verbesserungen in Einzelpunkten ein31. Wie schon
bei den Verhandlungen zu Lome II wird — auch auf besonderes Drängen des
Europäischen Parlaments — die Aufnahme einer Menschenrechtsklausel gefor-
dert32. Darüber hinaus wird die Verankerung des Politikdialogs als Methode
der Zusammenarbeit im Vertragstext angestrebt. Beides wurde jedoch bislang
von den Verhandlungspartnern kategorisch abgelehnt33. Die AKP-Seite stellte
im Gegenzug die Forderung nach Berücksichtigung einer Anti-Apartheitsklau-
sel auf, mit der die Republik Südafrika angeprangert werden soll, und verlang-
te die Festschreibung eines verbrieften Rechts auf Entwicklung im Abkommens-
text34. Bei der Sitzung des Paritätischen Ausschusses AKP-EWG im Februar
1984 in Brazzaville deutete sich als Kompromiß an, daß zwar auf die formale
Festschreibung derartiger Prinzipien im Abkommenstext selbst verzichtet wird,
daß sie aber in der praktischen Arbeit verstärkt Berücksichtigung finden sollen.

Weltweite Kooperation

Auch 1983 bemühte sich die Gemeinschaft um einen Ausbau ihrer weltweiten
Entwicklungszusammenarbeit. Die für 1983 bereitgestellten Mittel für nicht-
assoziierte Entwicklungsländer in Höhe von 122, 7 Mio. ERE für Zahlungen,
235 Mio. ERE für Verpflichtungen sollen zu 74/78 % für Asien, zu 20/17 %
für Lateinamerika und zu 6/5 % für die noch nicht dem Lome-Abkommen
beigetretenen Staaten Afrikas verwendet werden35. Besondere Bedeutung
beim Ausbau der weltweiten Entwicklungskooperation kommt aus politischen
Gründen der Normalisierung der Beziehung zu Lateinamerika zu. Nachdem
der Dialog EG-Lateinamerika nach den Auseinandersetzungen um die Falk-
land-Inseln für einige Zeit zum erliegen gekommen war, wurde 1983 von
beiden Seiten die Bereitschaft zur Wiederaufnahme bekundet36. Als ein beson-
derer Erfolg wurde von der Gemeinschaft die am 17. Dezember 1983 erfolgte
Paraphierung eines nichtpräferentiellen Kooperationsabkommens mit den
Andenpaktstaaten mit einer Laufzeit von fünf Jahren gewertet37. Im Juni 1983
tagte in Brüssel die 6. Interparlamentarische Konferenz EG-Lateinamerika,
in deren Verlauf ein überraschend offener und tiefgreifender Meinungsaus-
tausch über die Probleme beider Regionen durchgeführt wurde38. Mit der
Annahme des Van-Aerssen-Berichtes forderte das Europäische Parlament
eine intensivierte Zusammenarbeit zwischen der Gemeinschaft und Latein-
amerika, die u.a. die Errichtung einer Eurolateinamerikanischen Bank, den
Abschluß eines wirtschaftlichen Kooperationsabkommens mit den Staaten
Mittelamerikas und ein verstärktes entwicklungspolitisches Engagement der
EG in dieser Region umfassen sollte39.

Viel Energie verwendeten die Gemeinschaftsorgane zur Vorbereitung der 6.
UNCT AD-Konferenz, die vom 6. Juni bis zum 3. Juli 1983 in Belgrad statt-
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fand. Dem Anspruch, eine verstärkte Vermittlerrolle im Nord-Süd-Konflikt zu
übernehmen, konnte die Gemeinschaft bei dieser Gelegenheit allerdings nicht
gerecht werden. Im Vorfeld dieser Mammutkonferenz waren verschiedene
weitreichende Vorschläge zwischen den Mitgliedstaaten ventiliert worden, so
u.a. die Ausweitung des Stabex-Systems auf alle am wenigsten entwickelten
Länder. Die Niederlande regten zum Abbau des Verschuldungsproblems der
Entwicklungsländer die Bereitstellung einer außerordentlichen Finanzhilfe in
der Größenordnung von 2 bis 6 Mrd. US-Dollar an40. Weiterhin wurde auch
vorgeschlagen, die Gemeinschaft solle für einige der finanzschwächsten Ent-
wicklungsländer die Beitrittsgebühr für den Internationalen Rohstoffonds
übernehmen. Von diesen weitreichenden Plänen konnte nur der letztgenannte
ansatzweise realisiert werden41, da zu den anderen Fragen keine einheitliche
Meinungsbildung unter den EG-Staaten zu erreichen war. Bei Abschluß von
UNCTAD VI wurde es von Beobachtern schon als Erfolg gewertet, daß die
Konferenz nicht wegen tiefgreifender Meinungsverschiedenheiten zwischen
Nord und Süd abgebrochen werden mußte.

Zunehmende innere Schwierigkeiten
Zwei Probleme belasten derzeit die Gemeinschaft intern in besonderem Maße,
beide sind auch für die Entwicklungspolitik von erheblicher Bedeutung. Zum
einen sieht sich die Gemeinschaft außerstande, die kontinuierlich anwachsen-
den Agrarüberschüsse auch in Zukunft in gleichem Umfang zu finanzieren wie
bisher. Zum zweiten bereitet der bevorstehende EG-Beitritt Spaniens und Por-
tugals den politisch Verantwortlichen erhebliches Kopfzerbrechen. Schon heu-
te ist abzusehen, daß der finanzielle Spielraum der EG für ihre Zusammenar-
beit mit den Staaten der Dritten Welt zunehmend geringer wird, selbst bei ei-
ner Ausweitung des bisherigen Finanzrahmens. Die nachfolgende Tabelle bie-
tet einen Überblick über die entwicklungspolitischen Ausgaben der EG im
Zeitraum 1982 bis 1984 und zeigt von 1983 auf 1984 ein Absinken der entspre-
chenden Haushaltsmittel um 8,9 %.

Finanzielle Zusammenarbeit der EG mit den Entwicklungsländern 1982—1984
(in Mio. ERE)
/. Haushaltsmittel (Zahlungen)

1982 1983 1984

Nahrungsmittelhilfe 503,6 541,9 506,1
Nichtassoziierte Entwicklungsländer 177,6 122,7 131,3
Zusammenarbeit mit den Mittelmeerländern 113,8 128,5 106,0
Verschiedenes

(Soforthilfe, Sonderprogramme, Verwaltung) 150,3 191,5 153,7

Haushaltsmittel gesamt 945,3 984,6 897,1
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//. Mittel des Europäischen Entwicklungsfonds

Industriealisierung (inkl. Stabilisierung
der Bergbauerlöse/SYSMIN)

Agrarproduktion
Wirtschaftsinfrastruktur
Soziale Entwicklung
STABEX
Soforthilfe
Absatzförderung
Verschiedenes (u.a. Fremdenverkehr)

EEF-Mittel gesamt

Finanzhilfe der EG gesamt

(Bindungen)

1982

330,0
355,2
112,3
117,5
142,8
19,1

9,5
8,9

1095,3

2040,6

1983*

238,5
147,5
249,6
126,3
99,6
11,9
6,7

18,7

898,8

1883,4

* Zahlen für 1983 Schätzungen, für 1984 liegen keine Angaben vor.

Quelle: Zusammengestellt nach Zahlenangaben aus dem „Siebzehnten Ge-
samtbericht über die Tätigkeit der Europäischen Gemeinschaften
1983", Brüssel/Luxemburg 1984, S. 46f., 51 und 299.

Nur aufgrund des energischen Eintretens des Europäischen Parlaments für die-
sen Haushaltsansatz konnten noch weitergehende Kürzungen verhindert wer-
den42. Angesichts dieser Vorzeichen wird verständlich, daß die Gemeinschaft
verstärkt auf eine effektivere Mittelverwendung in Kooperation mit den Mit-
gliedstaaten und anderen Geldgebern eintritt. Die entstandene Überproduk-
tion im Agrarsektor führte aber auch mehr und mehr dazu, daß die EG auf
dem Weltmarkt verstärkt in Konkurrenz zu den Entwicklungsländern tritt und
zudem den eigenen Markt gegen Agrarexporte von außen abschottet. Zwar be-
legt eine von der Kommission im Auftrag des EP ausgearbeitete Studie die Be-
deutung der Gemeinschaft als der weltweit größte Agrarimporteur, doch ist die
EG gleichzeitig auch der zweitgrößte Agrarexporteur der Welt43. Nach abge-
schlossener Süderweiterung werden diese Probleme weiter zunehmen.

Konzeptionelle Perspektiven

Bei den Entwicklungsexperten macht sich gegenwärtig eine gewisse Ratlosig-
keit über die einzuschlagende Entwicklungsstrategie breit44. Modernisierungs-
und Industrialisierungskonzepte haben ebenso wenig überzeugende Ergebnisse
liefern können wie Abkopplungsstrategien oder als afrikanischer Sozialismus'
gepriesene Modelle. Die Gemeinschaft setzt auf eine verstärkte Kooperation
zwischen Gebern und Empfängern, auf eine Kooperation, die in gemeinsamer
Verantwortung geplant und durchgeführt wird. Sie geht dabei von der Überle-
gung aus, daß nur über den koordinierten Einsatz aller verfügbaren Ressourcen
ein weiteres Öffnen der Entwicklungsschere zwischen Nord und Süd verhindert

220 Jahrbuch der Europäischen Integration 1983



Entwicklungspolitik

werden kann. Als Ansatzpunkt wählte sie angesichts der sich dramatisch ver-
schärfenden Ernährungsprobleme der südlichen Hemisphäre die Entwicklung
des ländlichen Raums mit der Zielsetzung der Nahrungsmittelselbstversorgung.
Dieses Konzept wird ergänzt durch eine unterstützende, zunehmend mehr bin-
nenmarktorientierte industrielle Zusammenarbeit, Infrastrukturverbesserun-
gen und Sozialmaßnahmen. Verstärkte Bedeutung kommt daneben der regio-
nalen Zusammenarbeit mehrerer Entwicklungsländer im Rahmen der Süd-
Süd-Zusammenarbeit zu. Damit verfügt die Gemeinschaft trotz vieler Frage-
zeichen über ein vorwärtsgerichtetes und praktikables Entwicklungskonzept.
Zukunftsaufgabe bleibt die bessere Einbettung der Kooperationspolitik in die
anderen Gemeinschaftspolitiken.
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